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zum Zwecke des Text and Data Mining vorzunehmen.



Vorwort zur zweiten Auflage

Mit der Prämisse „Früher war alles einfach…“ versuchte das Vorwort zur ersten Auflage
dieses Werkes im Jahr 2015, die bereits damals bestehende Divergenz zwischen modernen
Beschäftigungsformen und dem antiquierten Bild der Beziehung zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern im Gesetz zu pointieren. Heute ist diese Diskrepanz nicht unbedingt
kleiner geworden: Legislative Novellierungen im Arbeits- und Gesellschaftsrecht gescha-
hen in den vergangenen Jahren wenn, dann nur punktuell, während die meisten offenen
Fragen im Konzernkontext unbeantwortet blieben. Gerade immer relevanter werdende
Sachverhalte wie Matrixstrukturen und internationale Unternehmensverflechtungen ver-
sucht das deutsche Gesetzesrecht – das heißt insbesondere das Betriebsverfassungsrecht –
weiterhin mit dem Werkzeugkasten des Jahres 1972 zu bearbeiten, weshalb vieles nach wie
vor der Klärung durch die Gerichte obliegt.

Die vorliegende Neuauflage reflektiert in diesem Sinne die organische Weiterentwick-
lung der konzernarbeitsrechtlichen Rechtsprechung. Auch diese beinhaltete keine bahn-
brechenden Neuerungen, gleichwohl aber wertvolle Nuancierungen, etwa im Kündi-
gungsrecht oder im Feld der betrieblichen Mitbestimmungen. Eine wesentliche
Überarbeitung erfuhr naturgemäß der Abschnitt zum Datenschutz im Konzern durch das
Inkrafttreten der Datenschutzgrundverordnung und des reformierten Bundesdatenschutz-
gesetzes. Herausgeber und Bearbeiter hoffen, mit der aktualisierten Neufassung weiterhin
eine umfangreiche Hilfestellung zu liefern.

Axel Braun Dr. Gerlind Wisskirchen

Vorwort zur ersten Auflage

„Früher war alles einfach“ … auch im Arbeitsrecht: da gab es den Unternehmer, der mit
seinen Arbeitnehmern einen Betrieb führte. Die Arbeitsgesetze in Deutschland sind stark
von diesem Leitbild geprägt und kennen den Begriff des Konzerns (mit Ausnahme der
Mitbestimmungsgesetze) nicht, obwohl die Lebenswirklichkeit sich deutlich verändert hat:
die Mehrheit der deutschen Arbeitnehmer arbeitet mittlerweile in grenzüberschreitend tä-
tigen Unternehmensgruppen. Die heutige Arbeitswelt wird bestimmt von Unternehmens-
sparten, Matrixstrukturen, pro-forma Geschäftsführern in Deutschland, virtuellen Betriebs-
und Organisationsstrukturen und unternehmerischen Entscheidungen, die global getroffen
werden.

Auf Basis der geltenden Rechtslage tun sich auch die Arbeitsgerichte schwer, bei den
komplex werdenden Strukturen und der globalisierten Arbeitswelt sachgerechte Entschei-
dungen zu treffen.

Bei diesem offensichtlichen Spannungsfeld zwischen Realität und Rechtslage ist es er-
staunlich, dass seit den Habilitationsschriften von Frau Prof. Windbichler aus 1989 und
Herrn Prof. Junker aus 1992 keine umfassende Publikation zum Konzernarbeitsrecht er-
schienen ist.

Diese Lücke möchte das vorliegende Werk schließen. Es gliedert sich in einen nationa-
len und grenzüberschreitenden Teil. Wir haben versucht, uns an Lebenssachverhalten und
nicht an juristischen Problemfeldern zu orientieren. Ferner soll das Buch ein Diskussions-
beitrag zur Rechtslage de lege ferenda sein, um die beschriebene Diskrepanz zwischen
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Wirklichkeit und Rechtslage zu verringern. Fest steht, dass wir ein „work in progress“
vorlegen und uns daher auf die 2. Auflage freuen, in der wir gerne Ihre Erfahrungen und
Anregungen aufnehmen wollen. Eine anregende Lektüre wünschen Ihnen

Axel Braun Dr. Gerlind Wisskirchen

Vorwort zur ersten Auflage
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Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht, München

Dr. Florian Scholz
Rechtsanwalt, Köln

Paul Schreiner
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Essen

Dr. Martina Schulz
Assessorin iur., Pohlheim

Dr. Thomas Thees
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Frankfurt a.M.

Prof. Dr. Katharina Uffmann
Lehrstuhlinhaberin f. Bürgerliches Recht, Ruhr-Universität, Bochum

Paula Wernecke
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Die Autorinnen und Autoren des Handbuchs

IX





Inhaltsverzeichnis

Vorwort zur zweiten Auflage ................. ... ... .... ... ....... ......................... V
Die Autorinnen und Autoren des Handbuchs .......................................... VII
Abkürzungsverzeichnis ......... ...... ... .... ... ... ... .... ............. ...................... XXXVII
Literaturverzeichnis ......... ....... ... ... .... ... ... ... .... ............. ...................... XLV

Teil I. Arbeitsrecht im nationalen Konzern
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III. Allokation eines Konzernarbeitsverhältnisses für die Zwecke des BetrVG .... 50

1. Die arbeitsvertragliche Ebene .............. .................................... .. 50
2. Konsequenzen für die Zugehörigkeit zum Betrieb ........... ............... 51
3. Wahrnehmung betriebsverfassungsrechtlicher Rechte und Pflichten ..... 51
4. Kündigungsschutz ............... ... ... ... ................. ......................... 53
5. Ruhendes Arbeitsverhältnis und aktives Zweitarbeitsverhältnis ............ 55
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1. Zuständigkeit der Arbeitsgerichte bei Organstellung im Konzern ......... 204
2. Leitender Angestellter nach § 14 KSchG bei Organstellung im
Konzern ................. ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 205
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e) Praktische Hinweise zur Ausübung des Direktionsrechts .............. .. 343

2. Einzelvertragliche Regelung .................................. ................... 344
a) Vor- und Nachteile einer einzelvertraglichen Regelung ............... .. 344
b) Arbeitsvertragliche Ausgestaltung von Compliance-Klauseln ......... .. 345
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grenzüberschreitenden Betriebsübergang .......... ......................... 380
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Betriebsübergangs ................ .... ... ... ... ........................... ............... 397
1. Betriebsrat .............. ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 398
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Auslandsberührung ................ ... ........................... ............... 400
c) Transformation kollektivrechtlicher Normen .............................. 402
d) Kollektivvertragliche Ablösung fortgeltender Rechtsnormen ........... 403

3. Unternehmensmitbestimmung ...................... ............................. 404
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3. Konzernauswirkung von Arbeitskämpfen .................................... .. 571
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IV. Illegale Beschäftigung und Compliance ....................... ...................... 725

1. Arbeitsrecht ................ ... .... ... ... ... .................................... ...... 725
2. Strafrecht und Ordnungswidrigkeiten .................... ...................... 725
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3. Rechtliche Zulässigkeit von Vorstandsdoppelmandaten ..................... 777
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